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GESETZBLATT
FÜR BADEN-WÜRTTEMBERG

Tag I N H A LT  Seite

Gesetz zur Reform des Wappenrechts

Vom 27. Oktober 2015

Der Landtag hat am 14. Oktober 2015 das folgende Ge-
setz beschlossen:

Artikel 1

Gesetz über die Hoheitszeichen  
des Landes Baden-Württemberg  

(Landeshoheitszeichengesetz – LHzG)

Abschnitt 1

Allgemeines, Führung und Verwendung  
des Landeswappens

§ 1

Landeswappen

(1) Das Wappen des Landes Baden-Württemberg zeigt 
im goldenen Schild drei schreitende schwarze Löwen 
mit roten Zungen. Es wird als großes und als kleines 
Landeswappen geführt.

(2) Im großen Landeswappen ruht auf dem Schild eine 

Krone mit Plaketten der historischen Wappen von Ba-
den, Württemberg, Hohenzollern, Pfalz, Franken und 
Vorderösterreich. Der Schild wird von einem goldenen 
Hirsch und einem goldenen Greif, die rot bewehrt sind, 
gehalten.

(3) Im kleinen Landeswappen ruht auf dem Schild eine 
Blattkrone (Volkskrone).

§ 2

Muster

Für die Gestaltung des Landeswappens sind die Muster 
I.1 und I.2 der Anlage zu diesem Gesetz maßgeblich. Die 
Urmuster werden im Hauptstaatsarchiv Stuttgart ver-
wahrt.

§ 3

Führung des Landeswappens

(1) Das große Landeswappen führen

1. der Landtag, die Fraktionen und die Abgeordneten,

2.  die Ministerpräsidentin oder der Ministerpräsident, 
die Landesregierung, die Ministerien, die Vertretun-
gen des Landes beim Bund und bei der Europäischen 
Union in Brüssel,
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§ 5

Untersagung der Verwendung des Landeswappens

(1) Außer in den in § 4 abschließend geregelten Fällen ist 
die Verwendung des Landeswappens untersagt. 

(2) Untersagt ist auch die Verwendung eines dem Lan-
deswappen zum Verwechseln ähnlich sehenden Wappens 
oder Zeichens.

§ 6

Befugnisse des Innenministeriums

Das Innenministerium trifft nach pflichtgemäßem Er-
messen die Maßnahmen, die erforderlich sind, um die 
Einhaltung der Regelungen dieses Abschnitts sicherzu-
stellen.

Abschnitt 2

Dienstsiegel

§ 7

Dienstsiegel

(1) Das große Dienstsiegel zeigt das große Landeswap-
pen, das kleine Dienstsiegel das kleine Landeswappen. 
Alle wappenführenden Stellen nach § 3 verwenden das 
kleine Dienstsiegel. Für feierliche Beurkundungen, ins-
besondere bei der Ausfertigung von Gesetzen und Ver-
ordnungen sowie bei Ernennungen, verwenden die zur 
Führung des großen Landeswappens befugten Stellen 
das große Dienstsiegel. 

(2) Prägesiegel werden ausschließlich von den Staat-
lichen Münzen Baden-Württemberg hergestellt.

(3) Das Nähere wird durch Verwaltungsvorschrift des In-
nenministeriums geregelt.

(4) Gesetzliche Regelungen zur Verwendung von Dienst-
siegeln bleiben unberührt.

Abschnitt 3

Amtsschilder

§ 8

Amtsschilder

(1) Auf den Amtsschildern der wappenführenden Stellen 
sind das kleine Landeswappen und darunter die Bezeich-
nung der Stelle anzubringen. 

(2) Die zur Führung des großen Landeswappens befug-
ten Stellen können auch Amtsschilder verwenden, die 
das große Landeswappen enthalten.

3.  der Staatsgerichtshof und die obersten Gerichte des 
Landes,

4. der Rechnungshof,

5. die Regierungspräsidien,

6. die oder der Landesbeauftragte für den Datenschutz,

7.  die von der Landesregierung für bestimmte Aufgaben-
bereiche beauftragten Personen.

(2) Alle übrigen Landesbehörden und Gerichte sowie die 
Notarinnen und Notare führen das kleine Landeswappen.

(3) Gesetzliche Regelungen mit der Befugnis zur Füh-
rung des Landeswappens bleiben unberührt.

§ 4

Verwendung des Landeswappens

(1) Jede Verwendung des Landeswappens bedarf der Ge-
nehmigung des Innenministeriums. Die Genehmigung 
kann nur erteilt werden, wenn 

1.  die Verwendung des Landeswappens in einer Weise 
geschieht, die für dessen Ansehen und Würde nicht 
abträglich ist,

2.  durch die Verwendung des Landeswappens der Ein-
druck hoheitlichen Handelns nicht erweckt wird und 

3.  mit der Verwendung des Landeswappens keine kom-
merziellen Absichten verfolgt werden.

(2) Eine Genehmigung ist nicht erforderlich, wenn das 
Landeswappen verwendet wird

1.  für Zwecke der Medienberichterstattung, des Unter-
richts oder der staatsbürgerlichen Bildung, 

2. für kulturelle Projekte unter Beteiligung des Landes,

3.  für künstlerische oder heraldisch-wissenschaftliche 
Zwecke oder

4.  im Zusammenhang mit vom Land finanziell unter-
stützten Vorhaben, um auf die Förderung hinzuwei-
sen,

und kein Ausschlussgrund nach Absatz 1 Satz 2 vorliegt.

(3) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 verwenden öffent-
liche Schulen das große Landeswappen, wenn sie Ab-
schlusszeugnisse, Abgangszeugnisse, Urkunden über den 
Erwerb der Berechtigung, eine bestimmte Berufs bezeich-
nung zu führen, oder andere von den Schulen verliehene 
Zertifikate ausstellen, soweit es das Kultusministerium 
festgelegt hat. Satz 1 gilt für die staatlichen Hochschulen 
entsprechend, soweit es das Wissenschaftsministerium 
fest gelegt hat.

(4) Bereits erteilte Genehmigungen zur Verwendung des 
Landeswappens gelten fort.
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beim Bund und bei der Europäischen Union in Brüssel 
können Dienstkraftwagen mit der Landesdienstflagge als 
Standarte versehen werden.

Artikel 2

Änderung des Landesordnungswidrigkeiten- 
gesetzes

In § 16 Absatz 1 des Landesordnungswidrigkeitengeset-
zes vom 8. Februar 1978 (GBl. S. 102), geändert durch  
§ 12 des Gesetzes vom 4. Mai 1982 (GBl. S. 139, 141) 
werden nach der Angabe »§ 7 Abs. 1« die Wörter »dieses 
Gesetzes und des § 124 OWiG« eingefügt.

Artikel 3

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in 
Kraft. Gleichzeitig treten das Gesetz über das Wappen 
des Landes Baden-Württemberg vom 3. Mai 1954 (GBl. 
S. 69) und die Verordnung der Landesregierung über die 
Führung des Landeswappens vom 2. August 1954 (GBl. 
S. 139), zuletzt geändert durch Artikel 61 der Verordnung 
vom 25. April 2007 (GBl. S. 252, 258) außer Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist 
zu verkünden.

stuttgart, den 27. Oktober 2015

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Kretschmann

 Krebs Friedrich

 Untersteller Stoch

 Bonde Stickelberger

 Hermann Altpeter

 Dr. Splett Erler

Abschnitt 4

Dienstflaggen

§ 9

Landesdienstflagge

(1) Die wappenführenden Stellen, mit Ausnahme der 
nichtbeamteten Notarinnen und Notare, sind berechtigt, 
auf der Landesflagge, die aus einem oberen schwarzen 
und einem unteren goldfarbenen Querstreifen besteht, 
das von ihnen zu führende Landeswappen zu zeigen 
(Landesdienstflagge); beim großen Landeswappen blei-
ben die Schildhalter weg. Die Höhe des Flaggentuchs 
verhält sich zu seiner Länge wie 3 zu 5. Die Landes-
dienstflagge kann auch die Form einer Hängefahne oder 
eines Banners haben.

(2) Das Innenministerium kann auch anderen Stellen ge-
nehmigen, die Landesdienstflagge zu zeigen. 

(3) § 6 gilt entsprechend.

(4) Die Landesdienstflagge wird in der Regel gesetzt

1. an Dienstgebäuden,

2. an Dienstfahrzeugen auf Binnengewässern.

(5) Die Anordnung der Beflaggung erfolgt durch die  
Ministerpräsidentin oder den Ministerpräsidenten. Das 
Nähere wird durch Verwaltungsvorschrift des Staatsmi-
nisteriums geregelt. 

(6) Für die Gestaltung der Landesdienstflagge sind die 
Muster II.1 bis II.6 der Anlage zu diesem Gesetz maß-
geblich.

§ 10

Standarte

Bei Dienstfahrten des Landtagspräsidenten oder der 
Land tagspräsidentin, der stellvertretenden Landtagsprä-
sidenten oder stellvertretenden Landtagspräsidentinnen, 
der Ministerpräsidentin oder des Mi nis terpräsiden ten, 
der sonstigen Mitglieder der Landesregierung und der 
Leiterinnen oder Leiter der Vertretungen des Landes 
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Anlage
(zu Artikel 1 §§ 2 und 9 Absatz 6)

»Landeswappen und Landesdienstflagge«

I.

Landeswappen

Muster I.1: Großes Landeswappen

Muster I.2: Kleines Landeswappen

Für die Muster I.1 und I.2 gelten folgende Farbwerte:

 Gold Rot Schwarz 
Euroskala 0c    20m    100y    0k 0c    100m    100y    0k 0c    0m    0y    100k 

HKS 4 14 Scala Schwarz 
RAL #1023 #3020 #9005 

Pantone 123 c 485 c Black 6c 
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II.

Landesdienstflagge

Muster II.1 (Hissfahne): Muster II.2 (Hissfahne): 

Muster II.3 (Hängefahne): Muster II.4 (Hängefahne): 

Muster II.5 (Banner): Muster II.6 (Banner): 

Erläuterungen:  

       Rot          Gold       Schwarz 

Muster II.1 (Hissfahne): Muster II.2 (Hissfahne): 

Muster II.3 (Hängefahne): Muster II.4 (Hängefahne): 

Muster II.5 (Banner): Muster II.6 (Banner): 

Erläuterungen:  

       Rot          Gold       Schwarz 

Muster II.1 (Hissfahne): Muster II.2 (Hissfahne): 

Muster II.3 (Hängefahne): Muster II.4 (Hängefahne): 

Muster II.5 (Banner): Muster II.6 (Banner): 

Erläuterungen:  

       Rot          Gold       Schwarz 

Muster II.1 (Hissfahne): Muster II.2 (Hissfahne): 

Muster II.3 (Hängefahne): Muster II.4 (Hängefahne): 

Muster II.5 (Banner): Muster II.6 (Banner): 

Erläuterungen:  

       Rot          Gold       Schwarz 
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  »(2) Der Gemeinderat hat eine Einwohnerver-
sammlung anzuberaumen, wenn dies von der Ein-
wohnerschaft beantragt wird. Der Antrag muss 
schriftlich eingereicht werden und die zu erör-
ternden Angelegenheiten angeben, dabei findet  
§ 3 a des Landesverwaltungsverfahrensgesetzes 
(LVwVfG) keine Anwendung; der Antrag darf nur 
Angelegenheiten angeben, die innerhalb der letz-
ten sechs Monate nicht bereits Gegenstand einer 
Ein wohner versammlung waren. Er muss in Ge-
meinden mit nicht mehr als 10 000 Einwohnern 
von mindestens 5 vom Hundert der antragsberech-
tigten Einwohner der Gemeinde, höchstens jedoch 
von 350 Ein wohnern unterzeichnet sein. In Ge-
meinden mit mehr als 10 000 Einwohnern muss er 
von mindes tens 2,5 vom Hundert der antragsbe-
rechtigten Einwohner der Gemeinde, mindestens 
jedoch von 350 Einwohnern und höchstens von 
2 500 Einwohnern unterzeichnet sein. Er soll bis zu 
drei Vertrauenspersonen mit Namen und Anschrift 
benennen, die berechtigt sind, die Unterzeichnen-
den zu vertreten. Sind keine Vertrauenspersonen 
benannt, gelten die beiden ersten Unterzeichner als 
Ver trauenspersonen. Nur die Vertrauenspersonen 
sind, jede für sich, berechtigt, verbindliche Erklä-
rungen zum Antrag abzugeben und entgegenzu-
nehmen. Das Nähere wird durch das Kommunal-
wahlgesetz geregelt. Über die Zulässigkeit des 
Antrags entscheidet der Gemeinderat. Ist der An-
trag zulässig, muss die Einwohnerversammlung 
innerhalb von drei Monaten nach Eingang des An-
trags abgehalten werden. Sätze 1 bis 10 gelten ent-
sprechend für Ortsteile, Gemeindebezirke und Ort-
schaften; für die erforderliche Zahl der Unter-
schriften sind in diesem Fall die Zahlen der dort 
wohnenden Einwohner maßgebend; die zu erör-
ternden Angelegenheiten müssen sich auf den 
Ortsteil, Gemeindebezirk oder die Ortschaft be-
ziehen.«

c)  In der Überschrift sowie in Absatz 1 Sätze 2, 4, 5, 
Absätze 3 und 4 wird das Wort »Bürgerversamm-
lung« jeweils durch das Wort »Einwohnerver-
sammlung« ersetzt.

 4. § 20 b wird wie folgt gefasst:

 »§ 20 b

 Einwohnerantrag

  (1) Die Einwohnerschaft kann beantragen, dass der 
Gemeinderat eine bestimmte Angelegenheit behan-
delt (Einwohnerantrag). Ein Einwohnerantrag darf 
nur Angelegenheiten des Wirkungskreises der Ge-
meinde zum Gegenstand haben, für die der Gemein-
derat zuständig ist und in denen innerhalb der letzten 
sechs Monate nicht bereits ein Einwohnerantrag ge-
stellt worden ist. Ein Einwohnerantrag ist in den in  
§ 21 Absatz 2 genannten Angelegenheiten ausge-
schlossen; das Gleiche gilt bei Angelegenheiten, 

Hängefahnen und Banner sind in der Regel länger als die 
Muster zeigen. Diese sind nur maßgebend für das Ver-
hältnis der Größe des Landeswappens zur Breite der 
Fahne und für den Abstand des Landeswappens von der 
oberen Kante der Fahne; bei überlangen Fahnen kann 
das Landeswappen nach unten gerückt werden, doch 
nicht unter das obere Drittel der Fahne.

Gesetz zur Änderung kommunal- 
verfassungsrechtlicher Vorschriften

Vom 28. Oktober 2015

Der Landtag hat am 14. Oktober 2015 das folgende Ge-
setz beschlossen:

Artikel 1

Änderung der Gemeindeordnung

Die Gemeindeordnung in der Fassung vom 24. Juli 2000 
(GBl. S. 582, ber. S. 698), zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 16. April 2013 (GBl. S. 55), wird wie 
folgt geändert:

 1. § 19 wird wie folgt geändert:

a)  Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingefügt:

  »(4) Aufwendungen für die entgeltliche Betreu-
ung von pflege- oder betreuungsbedürftigen An-
gehörigen während der Ausübung der ehrenamt-
lichen Tätigkeit werden erstattet. Das Nähere 
wird durch Satzung geregelt.«

b)  Die bisherigen Absätze 4 bis 6 werden die Ab-
sätze 5 bis 7.

c)  Im neuen Absatz 7 wird die Zahl »5« durch die 
Zahl »6« ersetzt.

 2. § 20 wird folgender Absatz 3 angefügt:

  »(3) Gibt die Gemeinde ein eigenes Amtsblatt heraus, 
das sie zur regelmäßigen Unterrichtung der Einwoh-
ner über die allgemein bedeutsamen Angelegenheiten 
der Gemeinde nutzt, ist den Fraktionen des Gemeinde-
rats Gelegenheit zu geben, ihre Auffassungen zu An-
gelegenheiten der Gemeinde im Amtsblatt darzulegen. 
Der Gemeinderat regelt in einem Redaktionsstatut für 
das Amtsblatt das Nähere, insbesondere den angemes-
senen Umfang der Beiträge der Fraktionen. Er hat die 
Veröffentlichung von Beiträgen der Fraktionen inner-
halb eines bestimmten Zeitraums von höchstens sechs 
Monaten vor Wahlen auszuschließen.«

 3. § 20 a wird wie folgt geändert:

a)  In Absatz 1 Sätze 3 und 7 wird das Wort »Bürger-
versammlungen« jeweils durch das Wort »Ein-
wohnerversammlungen« ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
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drei Jahre nicht bereits ein Bürgerentscheid auf 
Grund eines Bürgerbegehrens durchgeführt wor-
den ist. Das Bürgerbegehren muss schriftlich ein-
gereicht werden, dabei findet § 3 a LVwVfG keine 
Anwendung; richtet es sich gegen einen Beschluss 
des Gemeinderats, muss es innerhalb von drei 
Monaten nach der Bekanntgabe des Beschlusses 
eingereicht sein. Das Bürgerbegehren muss die 
zur Entscheidung zu bringende Frage, eine Be-
gründung und einen nach den gesetzlichen Be-
stimmungen durchführbaren Vorschlag für die 
Deckung der Kosten der verlangten Maßnahme 
enthalten. Die Gemeinde erteilt zur Erstellung des 
Kostendeckungsvorschlags Auskünfte zur Sach- 
und Rechtslage. Das Bürgerbegehren muss von 
mindestens 7 vom Hundert der Bürger unterzeich-
net sein, höchstens jedoch von 20 000 Bürgern. Es 
soll bis zu drei Vertrauenspersonen mit Namen 
und Anschrift benennen, die berechtigt sind, die 
Unterzeichnenden zu vertreten. Sind keine Ver-
trauenspersonen benannt, gelten die beiden ersten 
Unterzeichner als Vertrauensper sonen. Nur die 
Vertrauenspersonen sind, jede für sich, berechtigt, 
verbindliche Erklärungen zum Antrag abzugeben 
und entgegenzunehmen.

  (4) Über die Zulässigkeit eines Bürgerbegehrens 
entscheidet der Gemeinderat nach Anhörung der 
Vertrauenspersonen unverzüglich, spätestens in-
nerhalb von zwei Monaten nach Eingang des An-
trags. Nach Feststellung der Zulässigkeit des Bür-
gerbegehrens dürfen die Gemeindeorgane bis zur 
Durchführung des Bürgerentscheids keine dem 
Bürgerbegehren entgegenstehende Entscheidung 
treffen oder vollziehen, es sei denn, zum Zeit-
punkt der Einreichung des Bürgerbegehrens ha-
ben rechtliche Verpflichtungen hierzu bestanden. 
Der Bürgerentscheid entfällt, wenn der Gemein-
derat die Durchführung der mit dem Bürgerbe-
gehren verlangten Maßnahme beschließt. 

  (5) Wird ein Bürgerentscheid durchgeführt, muss 
den Bürgern die innerhalb der Gemeindeorgane 
vertretene Auffassung durch Veröffentlichung 
oder Zusendung einer schriftlichen Information 
bis zum 20. Tag vor dem Bürgerentscheid dar-
gelegt werden. In dieser Veröffentlichung oder 
schriftlichen Information der Gemeinde zum Bür-
gerentscheid dürfen die Vertrauenspersonen eines 
Bürgerbegehrens ihre Auffassung zum Gegen-
stand des Bürgerentscheids in gleichem Umfang 
darstellen wie die Gemeindeorgane. 

  (6) Der Bürgerentscheid ist innerhalb von vier 
Monaten nach der Entscheidung über die Zuläs-
sigkeit durchzuführen, es sei denn, die Vertrau-
enspersonen stimmen einer Verschiebung zu. 

  (7) Bei einem Bürgerentscheid ist die gestellte 
Frage in dem Sinne entschieden, in dem sie von 

über die der Gemeinderat oder ein beschließender 
Ausschuss nach Durchführung eines gesetzlich be-
stimmten Beteiligungs- oder Anhörungsverfahrens 
beschlossen hat.

  (2) Der Einwohnerantrag muss schriftlich einge-
reicht werden; richtet er sich gegen einen Beschluss 
des Gemeinderats oder eines beschließenden Aus-
schusses, muss er innerhalb von drei Monaten nach 
der Bekanntgabe des Beschlusses eingereicht sein. 
§ 3 a LVwVfG findet keine Anwendung. Der Ein-
wohnerantrag muss hinreichend bestimmt sein und 
eine Begründung enthalten. Er muss in Gemeinden 
mit nicht mehr als 10 000 Einwohnern von mindes-
tens 3 vom Hundert der antragsberechtigten Einwoh-
ner der Gemeinde, höchstens jedoch von 200 Ein-
wohnern unterzeichnet sein. In Gemeinden mit mehr 
als 10 000 Einwohnern muss er von mindestens 1,5 
vom Hundert der antragsberechtigten Einwohner der 
Gemeinde, mindestens jedoch von 200 Einwohnern 
und höchs tens von 2 500 Einwohnern unterzeichnet 
sein. Er soll bis zu drei Vertrauenspersonen mit Na-
men und Anschrift benennen, die berechtigt sind, die 
Unterzeichnenden zu vertreten. Sind keine Vertrau-
enspersonen benannt, gelten die beiden ersten Unter-
zeichner als Vertrauenspersonen. Nur die Vertrauens-
personen sind, jede für sich, berechtigt, verbindliche 
Erklärungen zum Antrag abzugeben und entgegenzu-
nehmen. Das Nähere wird durch das Kommunalwahl-
gesetz geregelt. 

  (3) Über die Zulässigkeit des Einwohnerantrags ent-
scheidet der Gemeinderat. Ist der Einwohnerantrag 
zulässig, hat der Gemeinderat oder der zuständige 
beschließende Ausschuss innerhalb von drei Mona-
ten nach seinem Eingang die Angelegenheit zu be-
handeln; er hat hierbei die Vertrauenspersonen des 
Einwohnerantrags zu hören.

  (4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend in einer 
Ortschaft für eine Behandlung im Ortschaftsrat. Für 
die erforderliche Zahl der Unterschriften ist in die-
sem Fall die Zahl der in der Ortschaft wohnenden 
Einwohner maßgebend. Über die Zulässigkeit des 
Einwohnerantrags entscheidet der Ortschaftsrat. Die 
Sätze 1 bis 3 gelten entsprechend für Gemeindebe-
zirke in Gemeinden mit Bezirksverfassung.«

 5. § 21 wird wie folgt geändert:

a)  In Absatz 2 Nummer 6 werden nach dem Wort 
»Bauvorschriften« die Wörter »mit Ausnahme des 
verfahrenseinleitenden Beschlusses« eingefügt.

b) Die Absätze 3 bis 8 werden wie folgt gefasst:

  »(3) Über eine Angelegenheit des Wirkungskrei-
ses der Gemeinde, für die der Gemeinderat zu-
ständig ist, kann die Bürgerschaft einen Bürger-
entscheid beantragen (Bürgerbegehren). Ein Bür-
gerbegehren darf nur Angelegenheiten zum Ge-
genstand haben, über die innerhalb der letzten 
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 darstellen. Ihre innere Ordnung muss demokrati-
schen und rechtsstaatlichen Grundsätzen entspre-
chen.

  (3) Die Gemeinde kann den Fraktionen Mittel aus ih-
rem Haushalt für die sächlichen und personellen 
Aufwendungen der Fraktionsarbeit gewähren. Über 
die Verwendung der Mittel ist ein Nachweis in ein-
facher Form zu füh ren.«

12. § 34 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a)  In Satz 1 werden nach dem Wort »rechtzeitig« die 
Wörter » , in der Regel mindestens sieben Tage 
vor dem Sitzungstag,« eingefügt.

b)  In Satz 4 werden die Wörter »eines Viertels« 
durch die Wörter »einer Fraktion oder eines 
Sechs tels« ersetzt.

13.  In § 35 Absatz 1 Satz 4 werden vor dem Wort »be-
kannt« die Wörter »im Wortlaut« eingefügt und das 
Wort »sofern« durch das Wort »soweit« ersetzt.

14.  In § 38 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter »des Lan-
desverwaltungsverfahrensgesetzes« durch die An-
gabe »LVwVfG« ersetzt.

15. § 39 wird wie folgt geändert:

a)  In Absatz 4 Satz 2 werden die Wörter »eines 
Fünftels« durch die Wörter »einer Fraktion oder 
eines Sechstels« ersetzt.

b) Absatz 5 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

  »Vorberatungen nach Absatz 4 können in öffent-
licher oder nichtöffentlicher Sitzung erfolgen; bei 
Vorliegen der Voraussetzungen des § 35 Absatz 1 
Satz 2 muss nichtöffentlich verhandelt werden.«

16. § 41 a wird wie folgt gefasst:

 »§ 41 a

 Beteiligung von Kindern und Jugendlichen

  (1) Die Gemeinde soll Kinder und muss Jugendliche 
bei Planungen und Vorhaben, die ihre Interessen be-
rühren, in angemessener Weise beteiligen. Dafür sind 
von der Gemeinde geeignete Beteiligungsverfahren 
zu entwickeln. Insbesondere kann die Gemeinde ei-
nen Jugendgemeinderat oder eine andere Jugendver-
tretung einrichten. Die Mitglieder der Jugendvertre-
tung sind ehrenamtlich tätig. 

  (2) Jugendliche können die Einrichtung einer Ju-
gendvertretung beantragen. Der Antrag muss

  in Gemeinden mit bis zu 
 20 000 Einwohnern von 20,

  in Gemeinden mit bis zu 
 50 000 Einwohnern von 50,

 in Gemeinden mit bis zu 
 200 000 Einwohnern von 150,

 in Gemeinden mit über 
 200 000 Einwohnern von 250

der Mehrheit der gültigen Stimmen beantwortet 
wurde, sofern diese Mehrheit mindestens 20 vom 
Hundert der Stimmberechtigten beträgt. Bei Stim-
men gleich heit gilt die Frage als mit Nein beant-
wortet. Ist die nach Satz 1 erforderliche Mehrheit 
nicht erreicht worden, hat der Gemeinderat die An-
gelegenheit zu entscheiden.

  (8) Der Bürgerentscheid hat die Wirkung eines 
Gemeinderatsbeschlusses. Er kann innerhalb von 
drei Jahren nur durch einen neuen Bürgerent-
scheid abgeändert werden.«

c) Es wird folgender Absatz angefügt:

  »(9) Das Nähere wird durch das Kommunalwahl-
gesetz geregelt.«

 6. § 24 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

  »(3) Eine Fraktion oder ein Sechstel der Gemeinde-
räte kann in allen Angelegenheiten der Gemeinde 
und ihrer Verwaltung verlangen, dass der Bürger-
meister den Gemeinderat unterrichtet. Ein Viertel der 
Gemeinderäte kann in Angelegenheiten im Sinne 
von Satz 1 verlangen, dass dem Gemeinderat oder 
einem von ihm bestellten Ausschuss Akteneinsicht 
gewährt wird. In dem Ausschuss müssen die Antrag-
steller vertreten sein.«

 7.  § 29 wird wie folgt geändert:

a)  Die Absätze 2 bis 4 werden aufgehoben.

b)  In Absatz 5 werden die Wörter »den Absätzen 1 
bis 4« durch die Wörter »Absatz 1« ersetzt.

 8. § 30 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

a)  In Satz 1 werden die Wörter »Monats, in« durch 
die Wörter »Tages, an« ersetzt.

b) Nach Satz 3 wird folgender Satz angefügt: 

  »Wesentliche Entscheidungen, die bis zum Zu-
sammentreten des neu gebildeten Gemeinderats 
aufgeschoben werden können, bleiben dem neu 
gebildeten Gemeinderat vorbehalten.«

 9.  § 31 Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 2 wird gestrichen.

10.  In § 32 Absatz 5 wird das Wort »wirtschaftlichen« 
gestrichen.

11. Nach § 32 wird folgender § 32 a eingefügt:

 »§ 32 a

 Fraktionen

  (1) Gemeinderäte können sich zu Fraktionen zusam-
menschließen. Das Nähere über die Bildung der 
Fraktionen, die Mindestzahl ihrer Mitglieder sowie 
die Rechte und Pflichten der Fraktionen regelt die 
Geschäftsordnung.

  (2) Die Fraktionen wirken bei der Willensbildung 
und Entscheidungsfindung des Gemeinderats mit. 
Sie dürfen insoweit ihre Auffassungen öffentlich 
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18.  In § 46 Absatz 1 Halbsatz 2 wird die Angabe »65. 
Lebensjahr« durch die Angabe »68. Lebensjahr« er-
setzt.

19.  In § 50 wird nach Absatz 1 folgender Absatz 1 a ein-
gefügt:

  »(1 a) Zum Beigeordneten kann bestellt werden, wer 
am Tag der Wahl das 68. Lebensjahr noch nicht voll-
endet hat.«

20.  In § 55 Absatz 2 Satz 2 wird nach den Wörtern »mit 
mehr als 30 000« das Wort »Einwohnern« eingefügt.

21.  In § 64 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter »in Ge-
meinden mit mehr als 100 000 Einwohnern« durch 
die Wörter »in Stadtkreisen und Großen Kreisstäd-
ten« ersetzt.

22. § 72 wird folgender Satz angefügt:

  »§ 20 Absatz 3 findet für Fraktionen des Ortschafts-
rats Anwendung, soweit dies der Gemeinderat be-
stimmt hat.«

23. Die Inhaltsübersicht ist entsprechend anzupassen.

Artikel 2

Änderung der Landkreisordnung

Die Landkreisordnung in der Fassung vom 19. Juni 1987 
(GBl. S. 289), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 16. April 2013 (GBl. S. 55), wird wie folgt geän-
dert:

 1. § 15 wird wie folgt geändert:

a)  Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingefügt:

  »(4) Aufwendungen für die entgeltliche Betreu-
ung von pflege- oder betreuungsbedürftigen An-
gehörigen während der Ausübung der ehrenamt-
lichen Tätigkeit werden erstattet. Das Nähere 
wird durch Satzung geregelt.«

b)  Die bisherigen Absätze 4 bis 6 werden Absätze 5 
bis 7.

c)  Im neuen Absatz 7 wird die Zahl »5« durch die 
Zahl »6« ersetzt.

 2. § 17 wird folgender Absatz 3 angefügt:

  »(3) Gibt der Landkreis ein eigenes Amtsblatt her-
aus, das er zur regelmäßigen Unterrichtung der Ein-
wohner über die allgemein bedeutsamen Angelegen-
heiten des Landkreises nutzt, ist den Fraktionen des 
Kreistags Gelegenheit zu geben, ihre Auffassungen 
zu Angelegenheiten des Landkreises im Amtsblatt 
darzulegen. Der Kreistag regelt in einem Redaktions-
statut für das Amtsblatt das Nähere, insbesondere 
den angemessenen Umfang der Beiträge der Fraktio-
nen. Er hat die Veröffentlichung von Beiträgen der 
Fraktionen innerhalb eines bestimmten Zeitraums 
von höchstens sechs Monaten vor Wahlen auszu-
schließen.«

  in der Gemeinde wohnenden Jugendlichen unter-
zeichnet sein. Der Gemeinderat hat innerhalb von 
drei Monaten nach Eingang des Antrags über die 
Einrichtung der Jugendvertretung zu entscheiden; er 
hat hierbei Vertreter der Jugendlichen zu hören.

  (3) In der Geschäftsordnung ist die Beteiligung von 
Mitgliedern der Jugendvertretung an den Sitzungen 
des Gemeinderats in Jugendangelegenheiten zu re-
geln; insbesondere sind ein Rederecht, ein Anhö-
rungsrecht und ein Antragsrecht vorzusehen.

  (4) Der Jugendvertretung sind angemessene finan-
zielle Mittel zur Verfügung zu stellen. Über den Um-
fang entscheidet der Gemeinderat im Rahmen des 
Haushaltsplans. Über die Verwendung der Mittel ist 
ein Nachweis in einfacher Form zu führen.«

17. Nach § 41 a wird folgender § 41 b eingefügt:

 »§ 41 b

 Veröffentlichung von Informationen

  (1) Die Gemeinde veröffentlicht auf ihrer Internet-
seite Zeit, Ort und Tagesordnung der öffentlichen 
Sitzungen des Gemeinderats und seiner Ausschüsse. 
Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend.

  (2) Die der Tagesordnung beigefügten Beratungs-
unterlagen für öffentliche Sitzungen sind auf der In-
ternetseite der Gemeinde zu veröffentlichen, nach-
dem sie den Mitgliedern des Gemeinderats zugegan-
gen sind. Durch geeignete Maßnahmen ist sicherzu-
stellen, dass hierdurch keine personenbezogenen 
Daten oder Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse un-
befugt offenbart werden. Sind Maßnahmen nach 
Satz 2 nicht ohne erheblichen Aufwand oder erhebli-
che Veränderungen der Beratungsunterlage möglich, 
kann im Einzelfall von der Veröffentlichung abge-
sehen werden. 

  (3) In öffentlichen Sitzungen sind die Beratungsun-
terlagen im Sitzungsraum für die Zuhörer auszule-
gen. Absatz 2 Sätze 2 und 3 gelten entsprechend. Die 
ausgelegten Beratungsunterlagen dürfen vervielfäl-
tigt werden.

  (4) Die Mitglieder des Gemeinderats dürfen den In-
halt von Beratungsunterlagen für öffentliche Sitzun-
gen, ausgenommen personenbezogene Daten oder 
Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse, zur Wahrneh-
mung ihres Amtes gegenüber Dritten und der Öffent-
lichkeit bekannt geben.

  (5) Die in öffentlicher Sitzung des Gemeinderats 
oder des Ausschusses gefassten oder bekannt ge-
gebenen Beschlüsse sind im Wortlaut oder in Form 
eines zusammenfassenden Berichts innerhalb einer 
Woche nach der Sitzung auf der Internetseite der Ge-
meinde zu veröffentlichen.

  (6) Die Beachtung der Absätze 1 bis 5 ist nicht Vo-
raussetzung für die Ordnungsmäßigkeit der Einberu-
fung und Leitung der Sitzung.«
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gen der Voraussetzungen des § 30 Absatz 1 Satz 2 
muss nichtöffentlich verhandelt werden.«

10. Nach § 36 wird folgender § 36 a eingefügt:

 »§ 36 a

 Veröffentlichung von Informationen

  (1) Der Landkreis veröffentlicht auf seiner Internet-
seite Zeit, Ort und Tagesordnung der öffentlichen 
Sitzungen des Kreistags und seiner Ausschüsse. Ab-
satz 2 Satz 2 gilt entsprechend.

  (2) Die der Tagesordnung beigefügten Beratungsun-
terlagen für öffentliche Sitzungen sind auf der Inter-
netseite des Landkreises zu veröffentlichen, nach-
dem sie den Mitgliedern des Kreistags zugegangen 
sind. Durch geeignete Maßnahmen ist sicherzustel-
len, dass hierdurch keine personenbezogenen Daten 
oder Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse unbefugt 
offenbart werden. Sind Maßnahmen nach Satz 2 
nicht ohne erheblichen Aufwand oder erhebliche 
Veränderungen der Beratungsunterlage möglich, 
kann im Einzelfall von der Veröffentlichung abgese-
hen werden. 

  (3) In öffentlichen Sitzungen sind die Beratungsun-
terlagen im Sitzungsraum für die Zuhörer auszule-
gen. Absatz 2 Sätze 2 und 3 gelten entsprechend. Die 
ausgelegten Beratungsunterlagen dürfen vervielfäl-
tigt werden.

  (4) Die Mitglieder des Kreistags dürfen den Inhalt 
von Beratungsunterlagen für öffentliche Sitzungen, 
ausgenommen personenbezogene Daten oder Be-
triebs- und Geschäftsgeheimnisse, zur Wahrneh-
mung ihres Amtes gegenüber Dritten und der Öffent-
lichkeit bekannt geben.

  (5) Die in öffentlicher Sitzung des Kreistags oder des 
Ausschusses gefassten oder bekannt gegebenen Be-
schlüsse sind im Wortlaut oder in Form eines zusam-
menfassenden Berichts innerhalb einer Woche nach 
der Sitzung auf der Internetseite des Landkreises zu 
veröffentlichen.

  (6) Die Beachtung der Absätze 1 bis 5 ist nicht Vo-
raussetzung für die Ordnungsmäßigkeit der Einberu-
fung und Leitung der Sitzung.«

11.  In § 38 Satz 1 wird die Angabe »65. Lebensjahr« 
durch die Angabe »68. Lebensjahr« ersetzt.

12. § 39 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:

 »Der Kreistag bestimmt den Wahltag.«

b) Es wird folgender letzter Satz angefügt:

  »Der Bewerbung ist eine Bescheinigung über die 
Wählbarkeit des Bewerbers beizufügen; § 10 Ab-
satz 4 Satz 2 des Kommunalwahlgesetzes gilt ent-
sprechend.«

13. Die Inhaltsübersicht ist entsprechend anzupassen.

 3. § 19 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

  »(3) Eine Fraktion oder ein Sechstel der Kreisräte 
kann in allen Angelegenheiten des Landkreises und 
seiner Verwaltung verlangen, dass der Landrat den 
Kreistag unterrichtet. Ein Viertel der Kreisräte kann 
in Angelegenheiten im Sinne von Satz 1 verlangen, 
dass dem Kreistag oder einem von ihm bestellten 
Ausschuss Akteneinsicht gewährt wird. In dem Aus-
schuss müssen die Antragsteller vertreten sein.«

 4. § 21 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

a)  In Satz 1 werden die Wörter »Monats, in« durch 
die Wörter »Tages, an« ersetzt.

b) Nach Satz 3 wird folgender Satz angefügt: 

  »Wesentliche Entscheidungen, die bis zum Zu-
sammentreten des neugewählten Kreistags aufge-
schoben werden können, bleiben dem neugewähl-
ten Kreistag vorbehalten.«

 5.  In § 26 Absatz 5 wird das Wort »wirtschaftlichen« 
gestrichen und die Angabe »§ 105« durch die An-
gabe »§ 104« ersetzt.

 6. Nach § 26 wird folgender § 26 a eingefügt:

 »§ 26 a

 Fraktionen

  (1) Kreisräte können sich zu Fraktionen zusammen-
schließen. Das Nähere über die Bildung der Fraktio-
nen, die Mindestzahl ihrer Mitglieder sowie die 
Rechte und Pflichten der Fraktionen regelt die Ge-
schäftsordnung.

  (2) Die Fraktionen wirken bei der Willensbildung 
und Entscheidungsfindung des Kreistags mit. Sie 
dürfen insoweit ihre Auffassungen öffentlich darstel-
len. Ihre innere Ordnung muss demokratischen und 
rechtsstaatlichen Grundsätzen entsprechen.

  (3) Der Landkreis kann den Fraktionen Mittel aus 
seinem Haushalt für die sächlichen und personellen 
Aufwendungen der Fraktionsarbeit gewähren. Über 
die Verwendung der Mittel ist ein Nachweis in ein-
facher Form zu führen.«

 7. § 29 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a)  In Satz 1 Halbsatz 1 werden die Wörter »spätes-
tens eine Woche vor dem Sitzungstag ein und teilt 
rechtzeitig« durch die Wörter »mit angemessener 
Frist ein und teilt rechtzeitig, in der Regel mindes-
tens sieben Tage vor dem Sitzungstag,« ersetzt.

b)  In Satz 4 werden die Wörter »eines Viertels« 
durch die Wörter »einer Fraktion oder eines 
Sechs tels« ersetzt.

 8.  In § 30 Absatz 1 Satz 4 werden vor dem Wort »be-
kanntzugeben« die Wörter »im Wortlaut« eingefügt.

 9. § 34 Absatz 5 Satz 4 wird wie folgt gefasst:

  »Vorberatungen nach Absatz 4 können in öffent licher 
oder nichtöffentlicher Sitzung erfolgen; bei Vorlie-
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 »§ 13 a

 Fraktionen

  § 32 a der Gemeindeordnung findet entsprechende An-
wendung.«

3. Nach § 15 wird folgender § 15 a eingefügt:

 »§ 15 a

 Veröffentlichung von Informationen

  § 41 b der Gemeindeordnung findet für öffentliche Sit-
zungen der Regionalversammlung und ihrer Aus-
schüsse entsprechende Anwendung.«

Artikel 5

Änderung der Verordnung zur Durchführung  
der Gemeindeordnung 

Die Verordnung des Innenministeriums zur Durchfüh-
rung der Gemeindeordnung vom 11. Dezember 2000 
(GBl. 2001 S. 2), geändert durch Artikel 23 des Gesetzes 
vom 14. Oktober 2008 (GBl. S. 313, 327), wird wie folgt 
geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

 »2.  durch Einrücken in eine bestimmte, regel-
mäßig erscheinende Zeitung,«.

bb)  Nach Nummer 2 wird folgende neue Nummer 3 
eingefügt:

 »3. durch Bereitstellung im Internet oder«. 

cc) Die bisherige Nummer 3 wird die Nummer 4.

b)  Nach Absatz 1 wird folgender neuer Absatz 2 ein-
gefügt:

  »(2) Bei der öffentlichen Bekanntmachung im In-
ternet ist in der Satzung über die öffentliche Be-
kanntmachung (Absatz 1 Satz 2) die Internetad-
resse der Gemeinde anzugeben. In dieser Satzung 
ist darauf hinzuweisen, dass die öffentlichen Be-
kanntmachungen an einer bestimmten Verwal-
tungsstelle der Gemeinde während der Sprechzei-
ten kostenlos eingesehen werden können und ge-
gen Kostenerstattung als Ausdruck zu erhalten 
sind. Ferner ist darauf hinzuweisen, dass Ausdru-
cke der öffent lichen Bekanntmachungen unter An-
gabe der Bezugsadresse gegen Kostenerstattung 
auch zugesandt werden. Bei der Bekanntmachung 
im Internet ist der Bereitstellungstag anzugeben. 
Öffentliche Bekanntmachungen im Internet müs-
sen auf der Internetseite der Gemeinde so erreich-
bar sein, dass der Internetnutzer auf der Startseite 
den Bereich des Ortsrechts erkennt. Die Bereitstel-
lung im Internet darf nur im Rahmen einer aus-

Artikel 3

Änderung des Kommunalwahlgesetzes

Das Kommunalwahlgesetz in der Fassung vom 1. Sep-
tember 1983 (GBl. S. 429), zuletzt geändert durch Arti-
kel 3 des Gesetzes vom 12. Mai 2015 (GBl. S. 320, 323), 
wird wie folgt geändert:

1.  In § 1 werden die Wörter »Bürgerversammlung, den 
Bürgerantrag« durch die Wörter »Einwohnerver-
sammlung, den Einwohnerantrag« ersetzt.

2. § 41 wird wie folgt geändert:

a)  In der Überschrift werden die Wörter »Bürgerver-
sammlung, Bürgerantrag« durch die Wörter »Ein-
wohnerversammlung, Einwohnerantrag« ersetzt.

b) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

  »(1) Der Antrag auf eine Einwohnerversammlung 
und der Einwohnerantrag können nur von Einwoh-
nern unterzeichnet werden, die im Zeitpunkt der 
Unterzeichnung das 16. Lebensjahr vollendet haben 
und seit mindestens drei Monaten in der Gemeinde 
wohnen. § 12 Absatz 1 Satz 2 der Gemeindeord-
nung gilt entsprechend. Das Bürgerbegehren kann 
nur von Bürgern unterzeichnet werden, die im Zeit-
punkt der Unterzeichnung wahlberechtigt sind.«

c)  In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter »Bürgerver-
sammlung, eines Bürgerantrags« durch die Wörter 
»Einwohnerversammlung, eines Einwohnerantrags« 
ersetzt.

3.  In § 55 Absatz 1 Satz 2 Nummer 16 werden die Wör-
ter »Bürgerversammlung, den Bürgerantrag« durch 
die Wörter »Einwohnerversammlung, den Einwohner-
antrag« ersetzt.

4. Die Inhaltsübersicht ist entsprechend anzupassen.

Artikel 4

Änderung des Gesetzes über die Errichtung  
des Verbands Region Stuttgart

Das Gesetz über die Errichtung des Verbands Region 
Stuttgart vom 7. Februar 1994 (GBl. S. 92), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. April 2015 
(GBl. S. 282, 283), wird wie folgt geändert:

1. § 12 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

a)  In Satz 1 werden die Wörter »Monats, in« durch 
die Wörter »Tages, an« ersetzt.

b) Nach Satz 3 wird folgender Satz angefügt: 

  »Wesentliche Entscheidungen, die bis zum Zusam-
mentreten der neugewählten Regionalversamm-
lung aufgeschoben werden können, bleiben der 
neugewählten Regionalversammlung vorbehal-
ten.«

2. Nach § 13 wird folgender § 13 a eingefügt:
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oder der kreisangehörigen Gemeinden während der 
Sprech zei ten kostenlos eingesehen werden können 
und gegen Kostenerstattung als Ausdruck zu erhalten 
sind. Ferner ist darauf hinzuweisen, dass Ausdrucke 
der öffentlichen Bekanntmachungen unter Angabe 
der Bezugs adresse gegen Kostenerstattung auch zu-
gesandt werden. Bei der Bekanntmachung im Internet 
ist der Bereitstellungstag anzugeben. Öffentliche Be-
kanntmachungen im Internet müssen auf der Internet-
seite des Landkreises so erreichbar sein, dass der In-
ternetnutzer auf der Startseite den Bereich des Kreis-
rechts erkennt. Die Bereitstellung im Internet darf nur 
im Rahmen einer ausschließlich in Verantwortung des 
Landkreises betriebenen Internetseite erfolgen; er 
darf sich zur Einrichtung, Pflege und zum Betrieb ei-
nes Dritten bedienen. Öffentliche Bekanntmachungen 
im Internet müssen für Internetnutzer ohne Nutzungs-
gebühren und ohne kostenpflichtige Lizenzen etwa 
für Textsysteme lesbar sein. Sie sind während der 
Geltungsdauer mit einer angemessenen Verfügbarkeit 
im Internet bereitzuhalten und gegen Löschung und 
Verfälschung durch technische und organisatorische 
Maßnahmen, insbesondere eine qualifizierte elektro-
nische Signatur, zu sichern.«

c)  Die bisherigen Absätze 2 bis 4 werden die Absätze 3 
bis 5.

d)  Im neuen Absatz 5 werden in den Sätzen 1 und 2 je-
weils die Wörter »Absätzen 1 bis 3« durch die Wörter 
»Absätzen 1 bis 4« ersetzt.

Artikel 7

Änderung der Kommunalwahlordnung

Die Kommunalwahlordnung vom 2. September 1983 
(GBl. S. 459), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Geset-
zes vom 12. Mai 2015 (GBl. S. 320, 323), wird wie folgt 
geändert:

1. § 53 wird wie folgt geändert:

a)  In der Überschrift werden die Wörter »Bürgerver-
sammlung, Bürgerantrag« durch die Wörter »Ein-
wohnerversammlung, Einwohnerantrag« ersetzt.

b) Absatz 1 Sätze 1 und 2 werden aufgehoben.

c) Absatz 2 wird aufgehoben. 

d) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2.

2.  In § 56 Absätze 1 und 3 werden jeweils die Wörter 
»Bürgerversammlung, Bürgeranträge« durch die Wörter 
»Einwohnerversammlung, Einwohneranträge« ersetzt.

3.  In § 57 Absatz 4 werden die Wörter »Bürgerversamm-
lung, den Bürgerantrag« durch die Wörter »Einwoh-
nerversammlung, den Einwohnerantrag« ersetzt.

4. Die Inhaltsübersicht ist entsprechend anzupassen.

schließlich von der Gemeinde verantworteten In-
ternetseite erfolgen; sie darf sich zur Einrichtung, 
Pflege und zum Betrieb eines Dritten bedienen. 
Öffentliche Bekanntmachungen im Internet müs-
sen für Internetnutzer ohne Nutzungsgebühren und 
ohne kosten pflichtige Lizenzen etwa für Textsys-
teme lesbar sein. Sie sind während der Geltungs-
dauer mit einer angemessenen Verfügbarkeit im 
Internet bereitzuhalten und gegen Löschung und 
Verfälschung durch technische und organisatori-
sche Maßnahmen, insbesondere eine qualifizierte 
elektronische Signatur, zu sichern.«

c)  Die bisherigen Absätze 2 bis 4 werden die Ab sätze 
3 bis 5.

d)  Im neuen Absatz 5 werden in den Sätzen 1 und 2 
jeweils die Wörter »Absätzen 1 bis 3« durch die 
Wörter »Absätzen 1 bis 4« ersetzt.

2. § 8 wird wie folgt geändert:

a)  In Absatz 1 Nummer 4 wird die Angabe »§ 11 Abs. 3 
Satz 1« durch die Wörter »§ 11 Absatz 2 Satz 1« 
und die Angabe »§ 11 Abs. 3 Satz 2« durch die 
Wörter »§ 11 Absatz 2 Satz 2« ersetzt.

b)  In Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe »§ 11 Abs. 3 
Satz 1« durch die Wörter »§ 11 Absatz 2 Satz 1« 
ersetzt.

Artikel 6

Änderung der Verordnung zur Durchführung  
der Landkreisordnung 

§ 1 der Verordnung des Innenministeriums zur Durch-
führung der Landkreisordnung vom 11. Dezember 2000 
(GBl. 2001 S. 5) wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

  »Öffentliche Bekanntmachungen des Landkreises 
können, soweit keine sondergesetzlichen Bestimmun-
gen bestehen, in folgenden Formen durchgeführt wer-
den:

 1.  durch Einrücken in das eigene Amtsblatt des Land-
kreises,

 2.  durch Einrücken in eine bestimmte, regelmäßig er-
scheinende Zeitung oder

 3. durch Bereitstellung im Internet.«

b)  Nach Absatz 1 wird folgender neuer Absatz 2 einge-
fügt:

  »(2) Bei der öffentlichen Bekanntmachung im Inter-
net ist in der Satzung über die öffentliche Bekanntma-
chung (Absatz 1 Satz 2) die Internetadresse des Land-
kreises anzugeben. In dieser Satzung ist darauf hinzu-
weisen, dass die öffentlichen Bekanntmachungen an 
einer bestimmten Verwaltungsstelle des Landratsamts 
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vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes läuft und die in 
dieser Amtszeit ihr 68. Lebensjahr vollenden werden, er-
reichen die Altersgrenze nach § 36 Absatz 4 des Landes-
beamtengesetzes in der vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
geltenden Fassung. 

(2) Ehrenamtliche Bürgermeisterinnen und Bürgermeis-
ter sowie ehrenamtliche Amtsverweserinnen und Amts-
verweser nach § 48 Absatz 3 der Gemeindeordnung, de-
ren Amtszeit am Tage vor dem Inkrafttreten dieses Ge-
setzes läuft und die in dieser Amtszeit ihr 68. Lebensjahr 
vollenden werden, sind nach § 41 Absatz 2 des Landes-
beamtengesetzes in der vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
geltenden Fassung zu verabschieden.

§ 3

Wählbarkeit von kommunalen Wahlbeamtinnen  
und Wahlbeamten

(1) Für Wahlen, die nach Inkrafttreten dieses Gesetzes 
(Artikel 11 Absatz 3) stattfinden, finden § 46 Absatz 1 
und § 50 der Gemeindeordnung und § 38 der Landkreis-
ordnung in den vor Inkrafttreten dieses Gesetzes gelten-
den Fassungen Anwendung, wenn die durch die Wahl zu 
besetzende Stelle am Tag des Inkrafttretens dieser Vor-
schrift (Artikel 11 Absatz 4) ausgeschrieben ist.

(2) Findet die Bürgermeisterwahl vor Inkrafttreten dieses 
Gesetzes statt, findet § 46 Absatz 1 der Gemeindeord-
nung in der vor Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden 
Fassung auch bei einer Neuwahl nach § 45 Absatz 2 der 
Gemeindeordnung, die erst nach Inkrafttreten dieses Ge-
setzes stattfindet, Anwendung.

§ 4

Hinderungsgründe

Für die auf Grund der Kommunalwahlen am 25. Mai 2014 
gewählten Gemeinderäte und Ortschaftsräte und festge-
stellten Ersatzpersonen für den Gemeinderat und den Ort-
schaftsrat finden bis zum Ende der laufenden Amtszeit 
§ 29 Absätze 2 bis 4 und § 31 Absatz 1 Satz 2 der Gemein-
deordnung in den vor Inkrafttreten dieses Gesetzes gelten-
den Fassungen Anwendung.

Artikel 11

Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am ersten Tag des übernächsten 
auf die Verkündung folgenden Monats in Kraft, soweit in 
den Absätzen 2 bis 4 nicht anderes bestimmt ist.

(2) Artikel 1 Nummer 17, Artikel 2 Nummer 10, Artikel 8 
Nummer 2 Buchstabe b und Artikel 10 § 1 treten ein Jahr 
nach der Verkündung dieses Gesetzes in Kraft.

(3) Artikel 1 Nummern 18 und 19, Artikel 2 Nummer 11, 
Artikel 9 und Artikel 10 § 2 und § 3 Absatz 2 treten am 
ersten Tag des vierten auf die Verkündung folgenden 
Monats in Kraft. 

Artikel 8

Änderung des Landesplanungsgesetzes

Das Landesplanungsgesetz in der Fassung vom 10. Juli 
2003 (GBl. S. 385), zuletzt geändert durch Artikel 14 des 
Gesetzes vom 23. Juni 2015 (GBl. S. 585, 614), wird wie 
folgt geändert:

1.  In § 9 Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 und § 19 Absatz 4 
Satz 1 Nummer 5 wird jeweils das Wort »Naturschutz-
vereine« durch das Wort »Naturschutzvereinigungen« 
ersetzt.

2. § 35 wird wie folgt geändert:

a)  In Absatz 2 Satz 3 wird die Angabe »§ 30 Abs. 2 
Sätze 1 und 3« durch die Wörter »§ 30 Absatz 2 
Sätze 1, 3 und 4« ersetzt.

b)  In Absatz 10 wird folgender Satz angefügt:

  »§ 41 b der Gemeindeordnung findet für öffentli-
che Sitzungen der Verbandsversammlung und ih-
rer Ausschüsse entsprechende Anwendung.«

Artikel 9

Änderung des Landesbeamtengesetzes

Das Landesbeamtengesetz vom 9. November 2010 (GBl. 
S. 793, 794), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Geset-
zes vom 12. Mai 2015 (GBl. S. 326, 330), wird wie folgt 
geändert:

In § 36 Absatz 4 und § 41 Absatz 2 wird jeweils die An-
gabe »68. Lebensjahr« durch die Angabe »73. Lebens-
jahr« ersetzt.

Artikel 10

Übergangsbestimmungen

§ 1

Veröffentlichung von Informationen

§ 41 b Absatz 1, 2 und 5 der Gemeindeordnung und § 36 a 
Absatz 1, 2 und 5 der Landkreisordnung finden keine 
Anwendung auf Gemeinden und Landkreise, in denen 
kein elektronisches System zur Bereitstellung der Sit-
zungsunterlagen für die Gemeinderäte beziehungsweise 
Kreisräte existiert.

§ 2

Ruhestandseintritt und Verabschiedung von  
kommunalen Wahlbeamtinnen und Wahlbeamten

(1) Hauptamtliche Bürgermeisterinnen und Bürgermeis-
ter, Landrätinnen und Landräte, Beigeordnete sowie 
haupt amtliche Amtsverweserinnen und Amtsverweser 
nach § 48 Absatz 3 der Gemeindeordnung und § 39 Ab-
satz 6 der Landkreisordnung, deren Amtszeit am Tage 
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(4) Artikel 10 § 3 Absatz 1 tritt am Tag nach der Verkün-
dung dieses Gesetzes in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist 
zu verkünden.

stuttgart, den 28. Oktober 2015

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Kretschmann

 Krebs Friedrich

 Untersteller Stoch

 Bonde Bauer

 Hermann Altpeter

 Öney Dr. Splett

Verordnung des Sozialministeriums  
zur Änderung der Ausbildungs-  

und Prüfungsverordnung 
Heilerziehungsassistenz

Vom 13. August 2015

Auf Grund von § 23 Satz 1 Nummer 6 und Satz 2 des 
Privatschulgesetzes in der Fassung vom 1. Januar 1990 
(GBl. 2014 S. 105), das zuletzt durch Gesetz vom 25. 
November 2014 (GBl. S. 590) geändert worden ist, wird 
im Einvernehmen mit dem Kultusministerium verordnet:

Artikel 1

Die Ausbildungs- und Prüfungsverordnung Heilerzie-
hungsassistenz vom 29. September 2014 (GBl. S. 472) 
wird wie folgt geändert:

1. In § 36 Absatz 2 wird das Wort »September« durch 
das Wort »Oktober« ersetzt.

2. In Anlage 1 wird in der Stundentafel in Zeile 2  
Spalte 3 die Angabe »240 Sunden« durch die Angabe 
»240 Stunden« ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. September 
2014 in Kraft.

stuttgart, den 13. August 2015 In Vertretung

 Lämmle

 Ministerialdirektor

Verordnung  
des Finanz- und Wirtschaftsministeriums 

zur elektronischen Datenübermittlung 
zwischen der Steuerverwaltung und  

den Gemeinden bei der Gewerbesteuer und 
der Grundsteuer (DüGewStGrStVO)

Vom 24. August 2015

Auf Grund von § 9 Absatz 2 Satz 3 des Kommunalabga-
bengesetzes vom 17. März 2005 (GBl. S. 206), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 19. Dezem-
ber 2013 (GBl. S. 491, 492), wird im Einvernehmen mit 
dem Innenministerium verordnet:

§ 1

Grundsätzliches zur elektronischen Datenübermittlung

(1) Die elektronische Datenübermittlung zwischen der 
Steuerverwaltung und den Gemeinden bei der Gewerbe-
steuer und der Grundsteuer darf nur nach dem in dieser 
Verordnung festgelegten Verfahren erfolgen.

(2) Die Finanzämter stellen die Inhalte der Gewerbe-
steuer- und Grundsteuermessbescheide sowie die Inhalte 
der Gewerbesteuer- und Grundsteuerzerlegungsbe-
scheide für die teilnehmenden Gemeinden in elektroni-
scher Form für den Datenabruf durch eine Leitstelle be-
reit, die für die Abholung, Trennung und Weiterleitung 
der Daten an die Gemeinden zuständig ist.

(3) Die einzige Leitstelle in Baden-Württemberg wird 
bei dem Zweckverband Kommunale Datenverarbeitung 
Region Stuttgart eingerichtet. Mit der Teilnahme an der 
elektronischen Datenübermittlung stimmt die Gemeinde 
dem Datenabruf über die Leitstelle zu und ermächtigt 
diese, die Daten im Namen der Gemeinde abzuholen und 
weiterzuleiten.

(4) Die Leitstelle speichert die Daten der Steuerpflichti-
gen nur für Zwecke einer Plausibilitätsprüfung in Bezug 
auf den Übermittlungsvorgang bis zur Übermittlung an 
die Gemeinden.

(5) Das Nähere über Form, Inhalt und Verarbeitung so-
wie die technischen und organisatorischen Maßnahmen 
zum Datenschutz der für die Leitstelle bereitzustellenden 
Daten sowie deren Abruf regelt das Finanz- und Wirt-
schaftsministerium im Einvernehmen mit dem Innenmi-
nisterium durch Verwaltungsvorschrift.

(6) Die Kosten für die elektronische Datenbereitstellung 
trägt das Land Baden-Württemberg, die Kosten der Leit-
stelle und die Kosten für den elektronischen Datenabruf 
und deren Übermittlung von der Leitstelle bis zu den Ge-
meinden tragen die teilnehmenden Gemeinden.
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§ 2

Teilnahme an der elektronischen Datenübermittlung

(1) Gemeinden, die beabsichtigen, im Folgejahr erstma-
lig an der elektronischen Datenübermittlung teilzuneh-
men oder nicht mehr teilzunehmen, teilen dies getrennt 
nach Gewerbesteuer und Grundsteuer über die Leitstelle 
der Datenzentrale Baden-Württemberg mit. Bei der 
Grundsteuer sind dabei Aussagen zur laufenden elek-
tronischen Datenübermittlung und zum jährlichen Be-
standsabgleich zu treffen. Die Datenzentrale Baden-
Württemberg teilt dem Finanz- und Wirtschaftsministe-
rium bis 30. November des Jahres gesammelt mit, wel-
che Gemeinden ab dem Folgejahr an der elektronischen 
Datenübermittlung neu teilnehmen oder nicht mehr teil-
nehmen.

(2) Die zur elektronischen Datenübermittlung neu oder 
nicht mehr zugelassenen Gemeinden werden vom Fi-
nanz- und Wirtschaftsministerium zum Ende eines jeden 
Jahres vor Beginn der elektronischen Datenübermittlung 
im Gemeinsamen Amtsblatt des Landes Baden-Würt-
temberg bekanntgemacht.

§ 3

Inkrafttreten der Verordnung

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2016 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Verordnung des Finanzministeriums 
zur Durchführung des Kommunalabgabengesetzes vom 
27. Dezember 1982 (GBl. 1983 S. 16), geändert durch 
Verordnung vom 30. September 1995 (GBl. S. 765), 
 außer Kraft.

stuttgart, den 24. August 2014 Dr. Schmid

Verordnung des Sozialministeriums  
zur Verteilung der Bundeserstattung  

für Bildung und Teilhabe für 2014

Vom 9. Oktober 2015

Auf Grund von § 5 Absatz 1 a Satz 4 des Gesetzes zur 
Ausführung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch und 
zur Ausführung der Aufgaben nach § 6 b des Bundeskin-
dergeldgesetzes vom 14. Dezember 2004 (GBl. S. 907), 
das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. Juli 2014 
(GBl. S. 301, 303) geändert worden ist, wird nach Anhö-
rung des Städtetags Baden-Württemberg und des Land-
kreistags Baden-Württemberg verordnet:

§ 1

Verteilung der vom Bund erstatteten Mittel für Bildung 
und Teilhabe auf die Stadt- und Landkreise

Die vom Bund dem Land nach § 46 Absatz 5 bis 8 des 
Zweiten Buches Sozialgesetzbuch (SGB II) geleisteten 
Erstattungen werden, soweit in ihnen ein Kostenaus-
gleich für Leistungen nach § 28 SGB II und § 6 b des 
Bundeskindergeldgesetzes enthalten ist, rückwirkend für 
das Jahr 2014 entsprechend den jeweiligen Anteilen der 
Stadt- und Landkreise an den Gesamtausgaben für diese 
Leistungen verteilt. Die sich für die einzelnen Stadt- und 
Landkreise für das Jahr 2014 dadurch ergebenden An-
teile und Ausgleichsbeträge ergeben sich aus der Anlage. 
Unter- und Überzahlungen werden mit den laufenden Er-
stattungsleistungen des Bundes im Sinne von Satz 1 ver-
rechnet.

§ 2 

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in 
Kraft.

stuttgart, den 9. Oktober 2015 Altpeter
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Verordnung des Regierungspräsidiums 
Tübingen über den Schonwald 

»Hohenneuffen« 

Vom 25. September 2015

Auf Grund von § 32 Landeswaldgesetz (LWaldG) in der 
Fassung vom 31. August 1995 (GBl. S. 685), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 8 des Gesetzes zur Neuordnung des 
Rechts des Naturschutzes und der Landschaftspflege in 
Baden-Württemberg vom 17. Juni 2015 (GBl. S. 585), 
wird verordnet:

§ 1 

Erklärung zum Schonwald 

Die in § 2 näher bezeichneten Flächen auf dem Gebiet 
der Stadt Neuffen, Gemarkung Neuffen, Landkreis Ess-
lingen, Regierungsbezirk Stuttgart werden zum Schon-
wald erklärt.

Der Schonwald führt die Bezeichnung

»Hohenneuffen«.

§ 2 

Schutzgegenstand 

(1) Der Schonwald »Hohenneuffen« hat eine Größe von 
rd. 63 ha. 

(2) Beschreibung des Gebietes: 

Der Schonwald umfasst die Wälder rund um die Burg-
ruine Hohen Neuffen (Kulturdenkmal gem. § 28 DSchG) 
sowie die Wälder nördlich und südlich des Blauer-Rank-
Weges im Gebiet des Wilhelmsfels. Er liegt innerhalb 
der Pflegezone des Biosphärengebiets Schwäbische Alb 
im Staatswald Esslingen und im Stadtwald Neuffen. Im 
Staatswald umfasst er die Abteilungen 1 bis 4 des Dist-
riktes 60 »Hohenneuffen«. Im Stadtwald Neuffen um-
fasst er teilweise die Abteilungen 1 und 2 des Distriktes 2 
»Bauerlochberg«. Der Schonwald ist Teil des FFH-Ge-
biets »Hohenneuffen, Jusi und Baßgeige« (Gebiets-
kulisse 7422-342) sowie des Vogelschutzgebiets »Mitt-
lere Schwäbische Alb« (Gebietskulisse 7422-441). Er hat 
einen kleinen Anteil am Naturschutzgebiet »Neuffener 
Heide«. 

Folgende Flurstücke auf Gemarkung Neuffen, Stadt 
Neuffen werden nach näherer Maßgabe der Schutzge-
bietskarte in den Schonwald einbezogen: 

7152/1 teilweise, 7152/3, 7152/4, 7152/5, 7153, 7153/1, 
7154 (Weg), 7151/1 (Weg) teilweise 

(3) Der Schonwald ist in einer Übersichtskarte des Re-
gierungspräsidiums Tübingen vom 29. Januar 2015 im 
Maßstab 1 : 50 000 kombiniert mit einer Detailkarte im 
Maßstab 1 : 5000 dargestellt. Die Karten sind Bestandteil 

dieser Verordnung. Im Falle des Widerspruchs zwischen 
den textlichen Beschreibungen und der Karte gelten die 
Festlegungen der Karte.

Die Verordnung mit Karten wird beim Regierungspräsi-
dium Tübingen (Abteilung Forstdirektion) und beim 
Landratsamt Esslingen (untere Forstbehörde) auf die 
Dauer von 3 Wochen, beginnend am Tag nach Verkün-
dung dieser Verordnung im Gesetzblatt, zur kostenlosen 
Einsicht durch jedermann während der Sprechzeiten öf-
fentlich ausgelegt.

(4) Die Verordnung mit Karten ist nach Ablauf der Aus-
legungsfrist bei den in Absatz 3, Satz 4 bezeichneten 
Stellen zur kostenlosen Einsicht durch jedermann wäh-
rend der Sprechzeiten niedergelegt. 

§ 3 

Schutzzweck 

Der Schutzzweck des Schonwaldes ist: 

– die Erhaltung, Pflege und Verjüngung standortstypi-
scher naturnaher Waldgesellschaften (Buchen- und 
Steppenheidewald);

– die Erhaltung und Sicherung des Vorkommens der Le-
bensraumtypen und der Lebensstätten von Arten im 
Sinne der FFH-Richtlinie 92/43/EWG und der Vogel-
schutzrichtlinie 79/409/EWG. Im Schonwald bestehen 
Vorkommen der Waldlebensraumtypen »Waldmeister-
Buchenwald«, »Orchideen-Buchenwälder«, »Hang- 
und Schluchtwald« und »Kalkfelsen mit Felsspalten-
vegetation« sowie zum Beispiel Lebensstätten der 
prioritären Arten »Spanische Flagge« und »Alpen-
bock«. 

§ 4 

Verbote

(1) Im Schonwald sind alle Handlungen verboten, die zu 
einer Zerstörung, Beschädigung oder Veränderung des 
Schutzgebietes oder seines Naturhaushaltes sowie zu ei-
ner nachhaltigen Störung oder zu einer Beeinträchtigung 
der wissenschaftlichen Erforschung des Schonwaldes 
führen oder führen können, insbesondere die im Absatz 2 
genannten Handlungen. 

(2) Insbesondere ist verboten: 

1. Zum Schutz von Tieren und Pflanzen: 

a) Standorte besonders geschützter Pflanzen durch 
Aufsuchen, zum Beispiel zum Fotografieren, Fil-
men oder durch ähnliche Handlungen zu beein-
trächtigen oder zu zerstören; 

b) Tiere einzubringen, wild lebenden Tieren nachzu-
stellen, sie mutwillig zu beunruhigen, sie zu fan-
gen, zu verletzen oder zu töten oder Puppen, Lar-
ven, Eier oder Nester oder sonstige Brut-, Wohn- 
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oder Zufluchtsstätten dieser Tiere zu entfernen, zu 
beschädigen oder zu zerstören; 

c) wild lebende Tiere an ihren Nist, Brut-, Wohn- oder 
Zufluchtsstätten durch Aufsuchen, Fotografieren, 
Filmen oder ähnliche Handlungen zu stören. 

(3) Die Bestimmungen des Landeswaldgesetzes und des 
Naturschutzgesetzes sowie die weiterführenden Be-
stimmungen der Verordnungen zum Naturschutzgebiet 
»Neuffener Heide« vom 22. September 1978 sowie zum 
Landschaftsschutzgebiet »Neuffen auf Gemarkungen 
Neuffen und Kappishäusern« vom 10. August 1993 blei-
ben unberührt.

§ 5 

Zulässige Handlungen 

(1) Die Verbote des § 4 gelten nicht für die ordnungsge-
mäße Ausübung der Jagd mit der Maßgabe, dass 

1. Hochsitze und Kanzeln landschaftsgerecht aus natur-
belassenen Hölzern errichtet werden; 

2. für die natürliche Verjüngung der vorkommenden 
Waldgesellschaften angepasste Wildbestände herge-
stellt oder beibehalten werden; 

3. keine Fütterungen angelegt werden. 

(2) Die Verbote des § 4 gelten weiter nicht für im Einver-
nehmen mit der höheren Forstbehörde angeordnete oder 
zugelassene Beschilderungen. 

(3) Die Erholungsnutzung einschließlich des Reitens und 
Radfahrens im Schonwald ist nach Maßgabe des § 37 
Abs. 3 LWaldG zulässig. Im Übrigen bleiben die Bestim-
mungen des § 5 Abs. 7 der Verordnung des Ministeriums 
für Ernährung und Ländlichen Raum über das Biosphä-
rengebiet »Schwäbische Alb« vom 31. Januar 2008 un-
berührt.

(4) Unberührt bleibt auch die bisher rechtmäßig ausge-
übte nicht forstliche Nutzung der Grundstücke und Ge-
wässer sowie der rechtmäßig bestehenden Einrichtungen 
in der bisherigen Art und im bisherigen Umfang sowie 
deren Unterhaltung und Instandsetzung. 

§ 6 

Schutz- und Pflegegrundsätze; forstliche Maßnahmen 

(1) Die ordnungsgemäße forstliche Bewirtschaftung im 
Schonwald bleibt zulässig mit der Maßgabe, dass fol-
gende Pflegegrundsätze beachtet werden: 

– Die künftigen Waldgesellschaften setzen sich aus dem 
Spektrum gebietsheimischer Baumarten zusammen; 

– kein Anbau von Nadelbäumen (außer Eibe) und nicht 
gebietsheimischen Laubbäumen; 

– die Verjüngung der autochthonen Eiben (Taxus eubac-
cata) ist zu fördern und an geeigneten Stellen sollen 
auch Pflanzungen mit autochthonen Herkünften der 
Eibe angelegt werden;

– die Naturverjüngung hat Vorrang. Pflanzung erfolgt 
nur, wenn die angestrebte Naturverjüngung nicht auf-
läuft; 

– die vorhandene Baumartenvielfalt ist zu erhalten und 
zu fördern; 

– seltene Baumarten sind zu erhalten und zu fördern; 

– höhere stehende und liegende Totholzanteile sind an-
zustreben, sofern es die Verkehrssicherungspflicht und 
Waldhygiene erlauben; 

– es ist anzustreben, die Umtriebszeiten zu verlängern; 

– die vorhandenen Waldbiotope sind zu erhalten und zu 
pflegen; 

– die Lebensräume und Lebensstätten im Sinne der 
FFH-Richtlinie 92/43/EWG und der Vogelschutzricht-
linie 79/409/EWG sind zu sichern und zu erhalten.

(2) Zusätzlich sind folgende Pflegegrundsätze zu beach-
ten: 

– keine Nutzung in den nördlich und südlich der Ruine 
Hohen Neuffen ausgewiesenen Altholzinseln, ausge-
nommen hiervon sind periodische Eingriffe in den un-
mittelbaren Felsrandbereichen zur Förderung lichtlie-
bender Tier- und Pflanzenarten sowie zur Erhaltung 
des Landschaftsbildes;

– die Förderung der Weidbuchen im Übergangsbereich 
zum Naturschutzgebiet »Neuffener Heide«; 

– auf der Restfläche Pflege der jüngeren Bestände und 
Förderung der Mischbaumarten. In den Althölzern 
langfristige natürliche Verjüngung. 

(3) Die für die Umsetzung der Schutz- und Pflegegrund-
sätze erforderlichen Maßnahmen werden in periodischen 
Betriebsplänen nach § 50 LWaldG und in Management-
plänen nach FFH- beziehungsweise EU-Vogelschutz-
richtlinie festgelegt und kontrolliert. 

§ 7 

Wissenschaftliche Betreuung 

Die wissenschaftliche Betreuung des Schonwaldes ob-
liegt der Forstlichen Versuchs- und Forschungsanstalt 
Baden-Württemberg. 

§ 8 

Befreiungen 

(1) Von den Vorschriften dieser Verordnung kann für die 
Schonwaldfläche außerhalb des bestehenden Natur-
schutzgebietes durch die höhere Forstbehörde Befreiung 
erteilt werden. Die Entscheidung ergeht im Einverneh-
men mit der höheren Naturschutzbehörde.

(2) Im Überlappungsbereich des Schonwaldes »Hohen-
neuffen« mit dem Naturschutzgebiet »Neuffener Heide« 
ist eine Befreiung durch die höhere Naturschutzbehörde 
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im Einvernehmen mit der höheren Forstbehörde notwen-
dig.

(3) Soweit Erhaltungsziele der vorliegenden FFH- und 
Vogelschutzgebiete betroffen sind, kann im Einzelfall 
auch eine Verträglichkeitsprüfung oder Ausnahme nach 
NatSchG erforderlich werden. 

§ 9 

Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne des § 83 Abs. 3 LWaldG han-
delt, wer im Schonwald vorsätzlich oder fahrlässig eine 
nach § 4 dieser Verordnung verbotene Handlung vor-
nimmt oder bei zulässigen Handlungen die Vorschriften 
des § 5 nicht beachtet. Die Ahndung der Ordnungswid-
rigkeit richtet sich nach § 83 Abs. 4 LWaldG.

§ 10 

Rechtsvorschriften 

Unberührt bleiben alle Rechtsvorschriften, die für die in 
§ 2 näher bezeichneten Flächen bestehen. 

§ 11 

Inkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach Ablauf der Aus-
legungsfrist in Kraft. 

(2) Gleichzeitig treten die den Schonwald »Hohenneuf-
fen« betreffenden Passagen der Verordnung der Körper-
schaftsforstdirektion Tübingen und der Forstdirektion 
Tübingen vom 30. Dezember 2004 über die Schonwälder 
»Hohenreisach«, »Lauingsfirst«, »Mochenlau«, »Rüb-
holz«, »Saulach«, »Schröcke«, »Teckberg«, »Bombach-
tal«, »Federlesmahd«, Föllbach«, »Hohennneuffen« und 
»Jusiberg« außer Kraft.

tübingen, den 25. September 2015 Puchan

Regierungsvizepräsidentin
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